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Leitsätze des Urteils 

1. Vorabentscheidungsverfahren •—• Anrufung des Gerichtshofes — Notwendigkeit einer Vorab­
entscheidung im Hinblick auf einen vor dem vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit — 
Gericht, das im Rahmen eines Eilverfahrens entschieden hat — Vorlagebefugnis •—• Voraus­
setzung — Fortbestehen der Zuständigkeit des Gerichts 
(EWG-Vertrag, Artikel 177) 

2. Landwirtschaft •—• Währungsausgleichsbeträge — Vorausfestsetzimg — Anpassung im An­
schluß an die Änderung der repräsentativen Kurse — Anwendung auf Anträge auf Voraus­
festsetzimg, die vor dem Wirksamwerden der geänderten Kurse gestellt worden sind — Zu-
lässigkeit — Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Rechtssicherheit — Verletzung 
(Verordnungen Nr. 1160/82 der Kommission, Artikel 7 Absatz 1, und Nr. 1245/83 der 
Kommission, Artikel 4 und Anhang IV a) 
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3. Landwirtschaß — Wäbrungsmaßnahmen — Änderung der repräsentativen Kurse — Aus­
wirkung auf die Vorausfestsetzungen — Annullierung auf Antrag des Wirtschaftsteilnehmers 
— Voraussetzungen — Abschließende Festlegung durch den Rat — Durchführungsverord­
nung der Kommission, mit der eine zusätzliche Voraussetzung eingeführt wird — Unzuläs­
sigkeit 
(Verordnungen Nr. 1134/68 des Rates, Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2, und Nr. 1223/83 
des Rates, Artikel 4 Absatz 2; Verordnung Nr. 1244/83 der Kommission) 

1. Die innerstaatlichen Gerichte sind nach 
Artikel 177 EWG-Vertrag nur dann be­
fugt, den Gerichtshof um Vorabentschei­
dung zu ersuchen, wenn ein Rechtsstreit 
bei ihnen anhängig ist, in dem sie eine 
Entscheidung zu erlassen haben, bei der 
die Vorabentscheidung Berücksichtigung 
finden kann. Demgemäß ist der Gerichts­
hof nicht für die Beantwortung eines 
Vorabentscheidungsersuchens zuständig, 
das in einem Zeitpunkt ergeht, in dem 
das Verfahren vor dem vorlegenden Ge­
richt bereits abgeschlossen ist. 

Wird ein Vorabentscheidungsersuchen im 
Rahmen eines Eilverfahrens von einem 
Gericht vorgelegt, das mit derselben 
richterlichen Handlung die beantragte 
Maßnahme erläßt, so entspricht diese 
Vorlage den vorstehend genannten Vor­
aussetzungen, wenn das Eilverfahren 
noch bei dem vorlegenden Gericht an­
hängig ist, das die Vorabentscheidung 
für eine spätere Entscheidung über die 
Bestätigung, Abänderung oder Rück­
nahme der Eilmaßnahme berücksichtigen 
kann. 

2. Weder der Grundsatz des Vertrauens­
schutzes noch der Grundsatz der Rechts­
sicherheit steht Anpassungen der im vor­
aus festgesetzten Währungsausgleichsbe­
träge entgegen, wenn die beteiligten 
Wirtschaftsteilnehmer bei der Stellung 
ihres Antrags auf Vorausfestsetzung ver­
nünftigerweise mit einer baldigen Ände­
rung der repräsentativen Kurse und an­
schließender Anpassung der Währungs­
ausgleichsbeträge rechnen mußten und 

jede Möglichkeit hatten, sich über die 
Ergebnisse der laufenden Beratungen im 
Rat zu informieren. Die Kommission 
durfte daher mit ihrer Verordnung Nr. 
1245/83 vom 20. Mai 1983 festlegen, 
daß die Anpassungen der im voraus fest­
gesetzten Währungsausgleichsbeträge, 
die Artikel 7 Absatz l .der Verordnung 
Nr. 1160/82 bei einer Änderung der re­
präsentativen Kurse vorsieht, nach der 
vom Rat auf seiner Tagung vom 16. und 
17. Mai 1983 beschlossenen Änderung 
für alle Vorausfestsetzungen vorzuneh­
men war, für die der Antrag nach dem 
16. Mai 1983 gestellt worden war, soweit 
das in Rede stehende Geschäft nach dem 
22. Mai 1983 durchgeführt wurde, d. h. 
von dem Zeitpunkt an, zu dem die neuen 
Kurse galten. 

3. Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung Nr. 1134/68 des Rates in 
Verbindung mit Artikel 4 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 1223/83 des Rates ist 
dahin auszulegen, daß die Annullierung 
der Vorausfestsetzungen immer erlangt 
werden kann, wenn die in diesen Bestim­
mungen festgelegten Voraussetzungen 
erfüllt sind. Die Verordnung Nr. 
1244/83 der Kommission ist daher inso­
weit ungültig, als sie das Recht auf An­
nullierung auf die Vorausfestsetzungen 
beschränkt, die vor dem Zeitpunkt er­
folgt sind, zu dem die am 23. Mai 1983 
in Kraft getretene Änderung der reprä­
sentativen Kurse und ihre Folgen für die 
Abschöpfungen, Erstattungen und Wäh­
rungsausgleichsbeträge für die Wirt­
schaftsteilnehmer vorhersehbar waren, im 
vorliegenden Fall also vor dem 17. Mai. 
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